
Strukturen und Perspektiven der ostdeutschen Technologiepolitik 

Der Bund sieht für das Jahr 1996 eine Reduk­

tion solcher FuE-Förderprogramme vor, die den 

Trans/on11arionspro-;.e.ß in Ostdeutschland unter­

stüt-;.en sollen und somit als Umstrukt11rierungs­

u11d Wachst11111shi(fen aufzi(fassen sind. Einige der 

ostdeutschen Länder reagieren hieratif mit einer 

Ai(fHockung. andere sehen ebenfalls eine Reduk­

tion ,·ergleichharer Programme vor. Eine Landes­

politik, die den anteiligen Verlust an diesen Bun­

des111itteln nicht kompensiert, unterstützt die mit 

dem S11h1·e1llionsahba11 1·erhundenen Intentionen. 

Die Uinder.fördern darüber hinaus den Aufbau 

einer FuE-h!frastruktur und gewähren spezifische 

Projek(/orderung. Letztere ist im Begriff. sich auch 

auf Uinderehene -;.11 etablieren und an Umfang -;.u 

1rnchsen. Vor allem in Sachsen und Berlin, den 

traditionellen FuE-Regionen, kommt es so -;.u einer 

steigenden 'Zahl 1•011 Förderprogrammen. Ati
f 

die­

ser Ebene, wo der Staat l'Or allem für die Bereit­

.l'lellung lokal öffentlicher Güter -;.u sorgen hat, 

liefert eine solche Enn1'icklung allerdings emen 

ll'eiteren Beitrag -;.ur lntransparen-;. in der Tech­

nologiepolitik. 

Die für 1996 vorgesehene Rückführung der in 
Tabelle I aufgeführten FuE-Förderprogramme des 
Bundes um 26.1 Mio. DM verlangt den ostdeut­
schen Ländern eine Entscheidung darüber ab, in 
welcher Form und in welchem Umfang sie ihre 
Unterstützung privater Forschungsaktivitäten an­
passen. Da jedes Land diese Entscheidung eigen­
ständig fällen kann und darüber hinaus Programme 
mit anderen Zielsetzungen anbietet, kristallisiert 
sich eine heterogene Struktur der Forschungshilfen 
innerhalb Ostdeutschlands heraus. 

Das FuE-Förderinstrumentarium des Bundes für 

die neuen Länder 

Der Bund versteht die FuE-Fördermaßnahmen 
für die neuen Länder im wesentlichen als Wachs­
tumshilfen. Sie sollen die Wettbewerbsfähigkeit 
von Unternehmen verbessern helfen, so daß deren 
Abhängigkeit von externer Unterstützung auf mit­
tlere Sicht abnimmt. Für die Gewährung dieser 
Fördermittel ist es häufig schon ausreichend. wenn 
da1, beantragende Unternehmen den „Stand der 
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Technik" 1 zur Anwendung bringt oder erreicht. In­
sofern handelt es sich oft um eine Forschungsför­
derung im weitesten Sinne, also auch um eine För­
derung von lmitationsprozessen. 

Tabelle 1: 
Speziell für Ostdeutschland eingerichtete For­
schungsförderprogramme des Bundes 
- in Mio. DM -

Programm Zahlungs- Soll-Ansatz 

(Kurztitel) geber 1995 1996 

Marktvorbereitende 

Industrieforschung BMWi 180,0 150,0 

Innovationsförderung BMWi 95,0 85,0 

Personalförderung Ost 

(PFO) BMWi 92,0 130,0 

Auftragsforschung Ost 

(AFO) und West-Ost 

(AWO) BMBF 60,0 53,0 

Technologieorientierte 

Unternehmensgrün-

dungen (TOU) BMBF 50,1 35.0 

FuE-Personal-

Zuwachsförderung (ZFO) BMBF 18,0 16,0 

Insgesamt 495,1 469,0 

Quelle: Bundesministerium der Finanzen (BMF). Fünfzehnter 
Subventionsbericht. Bonn 1995; Angaben des Bun­
desministeriums für Bildung. Wissenschaft, For­
schung unf Technologie (BMBF) und des Bundesmi­
nisteriums für Wirtschaft (BMWi), Berechnungen des 
!WH.

Die Programme de BMWi unterstützen kleine 
und mittlere Unternehmen (KMU) und wirtschafts­
nahe Forschungseinrichtungen bei der Entwick­
lung neuer Produkte und Verfahren sowie bei der 
„Stabilisierung von FuE-Potentialen". Diese recht 
allgemein gehaltene Zielsetzung kann den drei 
Programmen des BMBF ebenfalls zugeordnet wer­
den. Deshalb sind inhaltliche Überlappungen der 

1 Bestimmung des Standes der Technik: Vergleichbare Ver­
fahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen, die mit Erfolg 
im Vertrieb erprobt worden sind. Der Stand der Technik ist 
die Summe dessen, was am Tag einer Patentanmeldung 
durch schriftliche oder mündliche Beschreibung, durch 
Benutzung oder in sonstiger Weise allgemein bekannt war. 
„Den Stand der Technik kann man also nicht irgendwo 
nachschlagen, sondern er ist in einer sogenannten Recher­
che ... w ermitteln". Vgl. VOGT, S., Gewerblicher Rechts­
schuu und Urheberrecht, in: PELKA. J., Beck'sches Win­
sehaflsrechtshandbuch. 1995, S. 926. 
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Das Land Mecklenburg-Vorpommern bietet 

zwei Programme an: Zum einen „Förderung mo­

derner Technologien" und zum anderen „Förde­

rung von Forschung, Entwicklung und Innova­

tion". Zielgruppe der Technologieförderung sind 

kleine und mittlere Unternehmen, die Maßnahmen 

zur Entwicklung und Einführung neuer Produkte 

durchführen. Die Innovationsförderung ist an Freie 

Erfinder sowie KMU gerichtet, die Entwicklungs­

und Innovationsvorhaben durchführen. Sie erfolgt 

durch Gewährung von Zuschüssen. Der Haushalts­

planentwurf 1996 enthält ein neues Programm 

- ,,Forschungskooperation Wissenschaft und Wirt­

schaft''. Es ist eine Reaktion auf den Niedergang

der Gemeinschaftsforschung zwischen Hochschu­

len und Betrieben, der nach der Wiedervereini­

gung einsetzte. ln Mecklenburg-Vorpommern ist

die Förderung von TGZ Bestandteil der Projekt­

förderung. Die dort ansässigen Unternehmen be­

ziehen diese Fördermittel, und die anfallenden

Grundaufwendungen finanzieren die TGZ über ei­

gene Einnahmen.7

In Sachsen werden insbesondere die Förderbe­

reiche Projektförderung, Forschungs-GmbH' s und 

TGZ unterschieden. Die Projektförderung ge­

schieht einzelbetrieblich und als Verbundförde­

rung; sie spielt dem Volumen nach die größte 

Rolle in der Forschungspolitik des Landes. Die aus 

FuE-Abteilungen von Kombinaten hervorgegange­

nen Forschungs-GmbH' s erhalten Fördermittel, 

wenn „die Erhaltung des Forschungsbetriebes 

ohne Zuwendungen vorübergehend gefährdet" ist. 

Weiterhin gibt es Innovations- und Patentförde­

rung, sowie das lnnovationsa sistentenprogramm.8

Sachsen-Anhalt fördert vor allem mittelständi­

sche Unternehmen bei der Modernisierung von 

Produktion und Produktpalette, also Produkt- und 

Verfahrensinnovationen (Innovationsförderung). 

Dabei ist das Erreichen des „Stands der Technik" 

ausreichend für die Gewährung von Fördermit­

teln.9 Dieses Programm unterstützt auch wirt-

7 Zur Ausgestaltung und den Zielen von TGZ vgl. FRANZ,
P.: Ostdeutsche Technologie- und Gründerzentren in der 
Aufbauphase. in: IWH Wirtschaft im Wandel 16/1995, S. 
3-7.

8 Vgl. Sächsisches Staatsministerium für Wirtschaft und Ar­
beit. Förderfibel 1995. S. 102-117. 

9 BMWi. Forschung. Entwicklung und Innovation in der
ostdeutschen Wirtschaft. 1994, S. 128. 
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schaftsnahe Forschungseinrichtungen zur Auf­

rechterhaltung der Forschung. Der Technologie­

transfer wird u. a. durch Finanzleistungen an TGZ 

unterstützt. 

Die Entwicklung neuer Produkte und Techno­

logien (Innovationsförderung), der Auf- und Aus­

bau wirtschaftsnaher Forschungseinrichtungen und 

der Forschungsstruktur sowie der Technologie­

transfer sind wesentliche Elemente der Technolo­

gieförderung in Thüringen. Diese Programme sind 

am Erreichen des „Stands der Technik" orien­

tiert. IO Darüber hinaus gibt es ab 1996 das Förder­

programm „Informations- und Kommunikations­

technologien". 

Ein technologiepolitischer Ländervergleich 

Die oben erläuterte Klassifikation der verschie­

denen Länderprogramme ermöglicht eine Analyse 

landesspezifischer Schwerpunkte in der Technolo­

giepolitik. Die quantitative Bedeutung von Wachs­

tumshi! fen, 11 spezifischer Projektförderung und

FuE-Infrastruktur in der Landesförderung zeigt 

Tabelle 2. 

Die Technologieförderung ist, mit einem Anteil 

von durchweg weniger als I vH an den gesamten 

Landesausgaben, ihrem Umfang nach unbedeu­

tend. Am höchsten ist sie noch in Sachsen; Berlin 

weist den geringsten Anteil auf.12 Umgekehrt dazu

ist die Relation von Landesverschuldung zu In­

landsprodukt 1994 in Berlin mit 27 vH am höch­

sten und in Sachsen mit 11 vH am geringsten. 
Diese Beobachtung liefert Indizien dafür, daß eine 

hohe Verschuldung, die hohe Zinsausgaben nach 

sich zieht und, damit einhergehend, Einsparungs­

zwänge erzeugt, den finanziellen Spielraum, auch 

für technologiepolitische Maßnahmen, mindert. 13

Die spezifische Projektförderung gewinnt in 

mehreren Ländern an Bedeutung. Sachsen und 

IO BMWi, a.a.O. S. 134-138.
11 Projektförderung, die schon für das Erreichen des „Stands

der Technik" gewährt werden kann, fällt hier auch unter 
die Wachstumshilfen. 

12 Hierbei bleibt zu berücksichtigen, daß der Landeshaushalt
Berlins auch jene Ausgaben enthält, die in Flächenländern 
auf die Kommunen entfallen. 

13 Nach Auskunft der Senatsverwaltung für Wirtschaft und
Technologie könnte das für 1996 geplante Förderbudget 
(55,8 Mio. DM) von einer 10-prozentigen Mitteleinspa­
rung betroffen werden. 
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Teclmo/ogiepolitische Perspektiven 

Der nach der Wiedervereinigung einsetzende 
Strukturwandel brachte einen erheblichen Perso­
nalabbau im FuE-Bereich und damit eine generelle 
Verminderung von FuE-Aktivitäten in Ost­
deutschland mit sich. Erfolgreiche Innovationen 
sind aber wichtig, um im Wettbewerb bestehen zu 
können. Deshalb richtete der Bund die reoionale b 

FuE-Förderung ein; sie ist vornehmlich als Aus-
gleich der schlechten Startbedingungen gedacht, 
denen sich ostdeutsche Unternehmen vielfach oe-

i::, 

genüberstehen. 
Angesichts zunehmender Knappheit öffentli­

cher Gelder gewinnt die Frage nach einer alterna­
tiven Ausgestaltung zur Verfügung stehender För­
dermittel an Bedeutung. Sie ist im Zusammenhang 
mit der Diskussion über einen generellen Abbau 
von Subventionen in Deutschland zu sehen, der 
sich auch die regionale FuE-Förderung in Ost­
deutschland nicht entziehen darf. Denn langfristig 
führt die Erleichterung von Anpassungsprozessen 
bei 111cht wettbewerbsfähigen Unternehmen zu 
Gewöhnungseffekten und bei wettbewerbsfähioen b 

Unternehmen zu Mitnahmeeffekten, d. h. zu einer 
sinkenden Effizienz der Fördermittel. Deshalb gibt 
es die generelle Empfehlung, die Investitionsförde­
rung degressiv auszugestalten. Dies betrifft auch 
die FuE-Wachstumshilfen,15 zumal die Subventio­
nierung einzelner Unternehmensfunktionen zu­
mindest langfristig kaum zu rechtfertigen ist. 

Die spezifische Projektförderung auf Län­
derebene kann allerdings keine Alternative zur Be­
reitstellung von FuE-Wachstumshilfen sein. Abge­
sehen davon, daß ihr Einsatz auf ordnungspoliti­
sche Bedenken prinzipieller Art stößt, steht sie ei­
ner transparenten Arbeitsteilung in der Technolo­
giepolitik zwischen Bund und Ländern entgegen. 

Die Alternativen liegen auf Länderebene vor 
allem in der Förderung von FuE-lnfrastruktur, die 
den Technologietransfer erleichtern soll. Hierzu 
gehören Beratungshilfen, wie die Vermittluno 

b 

technologischer Informationen oder Patentinfor-
mationen. Diese Informationen sind auch als 

15 Vgl. DIW. ltW. IWH: Gesamtwinschaftliche und unter­
nehmerische Anpassungsfortschritte in Ostdeutschland, 
Zwölfter Bericht. in: IWH Forschungsreihe 1/1995, S. 68-
70 und 74-76. Alternativ wäre eine PräLisierung und An­
hebung der Zuwendungsvoraussetzungen dieser Pro­
gramme denkbar. 
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Nachteilsausgleich für kleinere und mittlere Un­
ternehmen zu sehen, die bei Anträgen auf Förder­
mittel weniger Möglichkeiten als Großunterneh­
men haben, die Ministerien vom gesamtwirt­
schaftlichen Nutzen gerade ihrer Projekte zu über­
zeugen. Weiterhin sollte das Angebot an Risiko­
kapital ausgedehnt werden. Manches Innovations­
vorhaben scheitert trotz hoher Renditeerwartun­
gen, weil das innovative Unternehmen Kredit­
instituten nicht genügend Sicherheiten für den 
möglichen Verlustfall bieten kann. 

Eine Bewertung der Ergebnisse 

Eine deutliche Verringerung von Programmen, 
die Produkt- und Verfahrensinnovationen unter­
stützen, ist nur in Mecklenburg-Vorpommern und 
Sachsen geplant. Dort, wo die Bedeutung dieser 
Programme nach wie vor hoch eingeschätzt wird, 
wäre zu prüfen, ob diese nicht besser durch eine 
allgemeine Investitionsförderung ersetzt werden 
sollten, denn welche Investition, die durch den 
Erwerb neuer Anlagen realisiert wird, erreicht 
nicht den „Stand der Technik"? 

Kooperation und FuE-lnfrastruktur bekommen 
1996 nur in Mecklenburg-Vorpommern eine stei­
gende quantitative Bedeutung in der Forschungs­
förderung. Aus ordnungspolitischer Sicht verfolgt 
dieses Land damit einen sinnvollen Kurs. Fonds 
für Risikokapital gibt es, den Förderfibeln nach zu 
urteilen, nur in Berlin und Brandenburg. Alle Län­
der sollten dieses Angebot ausweiten, denn Darle­
hen und stille Beteiligungen verpflichten das ge­
förderte Unternehmen mehr als Zuschüsse und er­
zeugen somit vergleichsweise hohe Anreize für ei­
nen effizienten Fördermitteleinsatz. 

Die spezifische Projektförderung ist mit dem 
Problem der Koordination vergleichbarer Bundes­
programme konfrontiert. Das stellt die Berechti­
gung spezifischer Projektförderung auf Län­
derebene, wo der Staat vor allem für die Bereit­
stellung lokal öffentlicher Güter zu sorgen hat, in 
Frage. So ist die Zweckmäßigkeit dieser Pro­
gramme fraglich, aber ihr Beitrag für die Intrans­
parenz in der FuE-Förderpolitik sicher.16 

Klaus Holst 

16 Das BMW1 spricht in diesem Zusammenhang von einem 
..Förderdickicht", Vgl. BMWi, a.a.O. S. 3. 
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